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Beim Stromverbrauch in Bayern kommen die re-
generativen Energien nach Angaben des Um-
weltministeriums auf rund 30 Prozent – bis 2021
sollen es 50 Prozent werden. Derzeit liegt die
Wasserkraft vorn: bei 12,5 Prozent. Die Regie-
rung will ihren Anteil um fünf Prozent steigern.
Ehrgeiziger ist das Vorhaben bei der Solar-
energie, die schon jetzt auf acht Prozent ange-
wachsen ist – sie soll sich verdoppeln. Auch bei
der Windkraft lautet die Parole „Klotzen statt
kleckern“: Ein Prozent derzeit soll im Idealfall ver-
zehnfacht werden. Die Biomasse (Energiepflan-

zen, Gülle, Festmist, Abfall) soll von acht auf zehn
Prozent zulegen. Den geringsten Anteil am
Stromverbrauch hat heute die Tiefengeothermie
mit rund 0,01 Prozent. Aber auch sie soll steigen
– auf rund 0,6 Prozent.
Um diese Ziele zu erreichen, sind viele neue
Ökostrom-Anlagen nötig – verteilt über das gan-
ze Land. Bauen sollen sie Investoren, Kommunen
und Bürger. Erst im September hat die Staatsre-
gierung dafür ein neues Förderprogramm von
sechs Millionen Euro für Kommunen und Bürger-
anlagen aufgelegt. ed/vm

Der alternative Energie-Mix in Bayern

übergangen. „Ich habe erst da-
von erfahren, als das Rüttel-
fahrzeug vor meiner Tür vor-
beigefahrenist“, sagtReginaFi-
scher-Jech. Andere hätten nur
in der Zeitung davon gelesen.

Auch Kommunen fühlen
sich alleingelassen, weil der
Staat kaum Vorgaben mache.
„Man muss der Staatsregie-
rung ankreiden, dass es wenig
Geregeltes gibt“, sagt Johann
Daniel (FW), Bürgermeister
von Paunzhausen, wo ein
Windrad gebaut wird. 1500
davon sollen bis 2021 in Bay-
ern entstehen. Es fehlen aber
einheitliche Mindestabstände
zwischen Windrad und Be-
bauung. Weil vieles unklar ist,
holte sich die Gemeinde einen
Rechtsanwalt als Berater.

Sind bestimmte Auflagen er-
füllt, muss das Landratsamt die
Windräder genehmigen – „pri-
vilegierte Bauvorhaben“ nennt
man das. Die Kommune kann
dann nur noch den Standort
festlegen (in „Konzentrations-
zonen“) – doch auch da gibt es
Lücken in den Vorschriften.

Kompetenz-Wirrwarr
beim Staat
Auch Energiewende-Fans

rügen den Staat. „Man hat ver-
säumt, ein schlüssiges Kon-
zept für die Bundesrepublik
aufzustellen“, sagt Wolfgang
Seiler, Chef der Energiewende
Oberland (EWO), einer Bür-
gerstiftung der Kreise Bad
Tölz-Wolfratshausen, Weil-
heim-Schongau und Mies-
bach. Viele Ministerien mit
vielen Interessen seien zustän-
dig. Seilers Vorschlag: Jeweils
eine Stelle im Kanzleramt und
in der Staatskanzlei schaffen,
die alles regeln. „Die Energie-
wende ist so wichtig, dass wir
sie zur Chefsache machen
müssen.“ Nur so komme sie
an der Basis an. Das Zauber-
wort lautet: Bürgerbeteiligung.

Schlimme Folgen
des Protests?
Die Frage ist: Gefährden die

Nimbys am Ende gar die Ener-
giewende? „Das einzelne Pro-
jekt ist für die Energiewende
nicht notwendig“, sagt Detlef
Fischer vom Verband der
Bayerischen Energie- und
Wasserwirtschaft. Die Wende
setze auf viele hundert Projek-
te. „Aber wenn wir jedes ver-
hindern, kommen wir kein
Stück weiter.“ In der Gesell-
schaft habe es „noch nicht
klick gemacht, worum es ei-
gentlich geht“.

Die Bürgerinitiativen däch-
ten kurzfristig, sagt Erwin Kna-
pek vom Bundesverband für
Erneuerbare Energien. Wenn
sie Ökostrom-Anlagen verhin-
dern, entstünden im Gegenzug
Gas- oder Braunkohle-Kraft-
werke. Irgendwoher müssten
Strom und Wärme ja kommen.

Energiewende? Ja – aber
bitte nicht vor meiner
Haustür! Ob Windkraft,
Biomasse, Geothermie:
Der Protest gegen die
Anlagen wird in den
Kommunen lauter. Doch
warum wollen die Bürger
die grüne Energie nicht
haben? Eine Spuren-
suche in der Region.

VON EVA DOBLER
UND VERA MARKERT

München – Der Totenkopf
grinst. Er grinst, obwohl ein
rauchender Schlot aus ihm he-
rausragt, der eine Wolke mit
Gift, Feinstaub und CO2 in den
Himmel bläst. Kein Problem,
zwischen den Zähnen des
Schädels quellen Geldscheine
hervor: „Hauptsache, die Kas-
se stimmt!“ So steht es auf dem
Plakat, das eine Bürgerinitiati-
ve (BI) gegen ein geplantes
Biomasse-Heizkraftwerk in
Penzberg kursieren ließ. Der
Bürgerentscheid fiel klar aus:
Die Penzberger sagten Nein
zur Anlage, mit 77,8 Prozent
der Stimmen. Eine Watschn
für die Energiewende. Das ist
Wochen her, und Bürgermeis-
ter Hans Mummert (SPD) ist
noch immer sauer auf die Bür-
gerinitiative. „Wir hätten uns
doch keine Dreckschleuder
hinstellen lassen“, hadert er.

Es ist ja auch zum Haare-
raufen: Auf dem Papier finden
derzeit drei von vier Bayern ei-
ne Ökostrom-Anlage in ihrer
Nachbarschaft „gut bis sehr
gut“ – sagt eine Studie im Auf-
trag der Agentur für Erneuer-
bare Energien. Schöne grüne
Welt also? Mitnichten. Denn
in Bayern bildet sich Wider-
stand gegen Projekte zur Her-
stellungregenerativerEnergie.
Gewiss: In vielen Gemeinden
rebelliert niemand. In anderen
dagegen lebt eine bunte, emo-
tionale Protestkultur auf. Ihr
Credo: Energiewende ja – aber
nicht vor meiner Haustür.

Die „Nimbys“
und ihre Sorgen
Für die Protestler gibt es ein

eigenes Wort: die Nimbys. Ei-
ne Abkürzung für: „Not in my
backyard!“ – nicht vor meiner
Haustür. „Die Nimbys kann
man nicht überzeugen, auch
durch eine frühe und gute Bür-
gerbeteiligung nicht“, sagt
Professor Alexander Eisen-
kopf von der Zeppelin Univer-
sität Friedrichshafen, der über
solche Themen forscht. Denn:
„Der Einzelne ist immer weni-
ger dazu bereit, Einschrän-
kungen seiner Lebensqualität
zugunsten der Allgemeinheit
in Kauf zu nehmen.“

Und so laufen in Ebersberg
Bürger gegen einen geplanten

Windpark im Forst Sturm. In
Niederroth im Kreis Dachau
wollte 2011 eine Bürgerinitia-
tive einen Solarpark per Bür-
gerentscheid verhindern – und
scheiterte. Zuvor hatte Gräfel-
fing erfolgreich gegen ein Bio-
masse-Heizkraftwerk votiert.
Und, und, und. Wer Standorte
für Windräder, Solaranlagen,
Biomasse- oder Geothermie-
Kraftwerkesucht, stößtaufWi-
derstand. Den meisten Protest
löst Windkraft aus, gefolgt von
Biomasse und Geothermie.

Gute Vorsätze
für das Jahr 2020
Dabei hat Deutschland ehr-

geizige Ziele. Als Folge des
Reaktorunglücks von Fuku-
shima im März 2011 steigt die
BRD aus der Atomenergie
aus. Bis 2020 will die Bundes-
regierung einen Ökostrom-
Anteil von 35 Prozent schaf-
fen. Bayern will den Strom-
verbrauch bis 2021 sogar zur
Hälfte aus regenerativen
Energien decken. Derzeit liegt
der Ökostrom-Anteil im Frei-
staat laut Umweltministerium
aber erst bei 30 Prozent. Rund
400 000 Anlagen, überwie-
gend Photovoltaik, produzie-
ren in Bayern derzeit grüne
Energie – noch zu wenig.

Ein Geschäft
mit der Angst?
Doch Projekt-Gegner schü-

ren gern Emotionen, manche
werfen ihnen „Panikmache“
vor – so wie beim Penzberger
Totenkopf. Volker Hoensch,
BI-Sprecher und Stadtrat, gibt
zu: „Dass wir das Geschäft mit
der Angst gemacht haben, mag
stimmen. Die Kampagne war
bewusst provokativ angelegt.“
Es hieß, das Projekt entstehe
aus reiner Profitgier. Denn die
Stadt wollte dafür ein Grund-
stück im Industriegebiet Non-
nenwald an einen Investor ver-
kaufen, als Betreiber war E.on
im Gespräch. Holz sollte die
Anlage beheizen, den erzeug-
tenDampfwolltedieFirmaRo-
che abnehmen. Und der Strom
sollte ins öffentliche Netz ein-
gespeistwerden.DieBürger,so
der Vorwurf, hätten von der
ganzen Anlage nichts. Nur die
Industrie.

Die Protestler schürten auch
das Gerücht von der Müllver-
brennungsanlage: Wenn das
Holz aus sei, würde Abfall ver-
heizt, sagten sie. Die Masche
zog. Knapp 4500 Bürger sag-
ten Nein. „Wenn die Angst mal
da ist, kriegt man sie nicht
mehr vom Tisch“, sagt Penz-
bergs Energiebeauftragter Rolf
Beuting.

Manchmal verbünden sich
Protestler auch überregional,
betreiben Angst-Tourismus.
Das bekamen die Brüder Tho-
mas und Johann Gasteiger aus
Paunzhausen zu spüren. Sie

Zoff über die
Energie-Form

Atomausstieg ja, erneuerba-
re Energien ja – aber nicht aus-
gerechnet diese Form: Das ist
ofteinStreitthema.DieBürger-
initiativen in Wielenbach und
Bernried sind gegen Atom-
strom – aber auch gegen Geo-
thermie als Alternative. „Wir
sollten erst Wind, Wasser und
Sonne nutzen und uns die
Technologieform als letzte Re-
serve aufheben“, sagt Gerhard
WebervonderBI,diegegendas
Wielenbacher Kraftwerk mo-
bilisiert. Deshalb kämpft die
„Initiativgruppe Ammer“, der
Weber angehört, für ein Was-
serkraftwerk. Dafür müsste
man ein Wehr zwischen Weil-
heim und Wielenbach umbau-
en.DasLandratsamtlehntedas
ab. Weber: „Wenn kein Inves-
tor dahintersteht, passiert bei
der Energiewende nichts.“

Die Erdwärme-Gegner be-
haupten zudem, dass die Geo-
thermie aus wirtschaftlichen,
nicht aus ökologischen Grün-
den bevorzugt wird. Sie fürch-
ten, dass die Kraftwerke in ers-
ter Linie Gelddruckmaschinen
seien – für Investoren. Regina
Fischer-Jech von der BI gegen
das Kraftwerk in Bernried sagt:
„Es geht um das Abgraben von
Subventionen.“ Das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG)
vergütet Geothermie-Strom
deutlich höher als Strom aus
Wind- oder Wasserkraft. Der
Betreiber bekommt für jede Ki-
lowattstunde aus Erdwärme
25 Cent, für Windenergie nur
fünf bis neun Cent. „Der Ver-
braucher zahlt das mit seiner
Stromrechnung“, sagt Weber.

Erdwärme-Gegner bezeich-
nen Geothermie-Kraftwerke
auch als „Stromwaschmaschi-
ne“. Übertrieben, aber: Der
Kraftwerk-Betreiber darf für
die Energieerzeugung Atom-
strom einkaufen. Er darf also
billigen Atomstrom nutzen,
um teuren Ökostrom zu pro-
duzieren. „Mit Energiewende
hat das wenig zu tun“, empört
sich Regina Fischer-Jech.

Gefühlter Mangel
an Informationen
Widerstand formiert sich

auch, wenn der Bürger sich
schlecht informiert fühlt. Das
Gefühl haben Betroffene
schnell –auch inPenzberg.Da-
bei gab sich die Stadt von An-
fang an Mühe, dem Vorwurf zu
entgehen, sagt Bürgermeister
Mummert.NochvordemStreit
wurde ein Ratsbegehren ange-
kündigt, es gab Info-Veranstal-
tungen, einen Bürger-Fragen-
katalog mit 99 Fragen, die der
Stadtrat behandelte. Half alles
nichts.DieBürgerstopptendas
Heizkraftwerk.

Auch in Bernried, wo das
Geothermie-Kraftwerk entste-
hen soll, fühlen sich manche

Windräder in einem Rapsfeld hinter einer Allee – eine fast schon idyllische Aufnahme. Für die Windkraft an sich können sich auch viele begeistern. Doch für die großen Windräder nur sehr wenige. FOTOLIA

„Aber nicht vor meiner Haustür!“

Plakate hoch: Bürger aus Penzberg demonstrieren mit Totenkopf-Motiven. W. SCHÖRNER

die Landschaft verändert.“
Am Westufer des Starnber-

ger Sees zoffen sich Tutzing
und Bernried. Ein Investor will
bei Höhenried ein Erdwärme-
Kraftwerk bauen, das größte
Mitteleuropas. Das Problem:
Der so genannte „Claim“, wo
gebohrt werden kann, reicht
bis in Tutzinger Gebiet hinein.
Den Claim legt das Bergamt
des bayerischen Wirtschafts-
ministeriums fest, das die
Bohrgenehmigung erteilt. Und
nunsoll justauchaufTutzinger
Gebiet gebohrt werden – was
der Gemeinde nicht passt. Tut-
zing klagt. Um Kosten zu spa-
ren, hat es sich an eine laufen-
de, ähnlich gelagerte Klage der
nahen Gemeinde Wielenbach
im Kreis Weilheim-Schongau
drangehängt.

Gemeinden streiten
über den Standort

Protest gegen die Energie-
wende heißt auch: Streit zwi-
schen Gemeinden. Berg und
Schäftlarn etwa. Der „Verein
zum Schutz der Wadlhauser
Gräben“ und die Kommune
glauben, dass die Berger die
Windräder extra so nah an die
Gemeindegrenze zu Schäft-
larn stellen wollen, um die Rie-
sen von ihren eigenen Häusern
fernzuhalten. Die vier Windrä-
der könnten aber nur dort ste-
hen, sagtRupertMonn(EUW),
Bürgermeister von Berg – auch
um „Wildwuchs zu verhin-
dern“. Schäftlarns Rathaus-
Chef Matthias Ruhdorfer
(CSU) indes versteht die Sor-
gen seiner Bürger: „Da wird ja

bauen in ihrem Ort das erste
Groß-Windrad im Kreis Frei-
sing: 180 Meter hoch. Doch
manche fürchten Lärm, Infra-
schall, zu geringen Abstand zu
Häusernundeineverschandel-
te Landschaft. Klassische Ar-
gumente der Windrad-Gegner.
Die Bürgerinitiative „Windrad
180“ sammelte im 1600-See-
len-Ort stattliche 400 Unter-
schriften – gegen das Windrad.

Thomas Gasteiger sah eine
„generalstabsmäßig organisier-
te Kampagne“. Denn unter-
schrieben haben auch Leute,
die80 Kilometervomgeplanten
Standortentferntwohnen.Man
hilft sich unter Nimbys. Gas-
teiger: „Manche Leute sehen
das Projekt nicht negativ, wer-
den aber so lange bearbeitet, bis
sie auch dagegen sind.“
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